
*) Im Zeitpunkt der Antragstellung nicht länger als 1 Jahr zurückliegend, im Übrigen während der Geltungsdauer der erteilten 
Liniengenehmigung einmal kalenderjährlich bei der Genehmigungsbehörde vorzulegen. 
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Eigenkapitalbescheinigung zum Nachweis der finanziellen Leitungsfähigkeit 
im Straßenpersonenverkehr gemäß Artikel 7 Abs. 1 VO (EG) 1071/2009 

in Verbindung § 2 Abs. 5 PBZugV 
(für Linienverkehr mit Kraftomnibussen) 

Das Unternehmen 

verfügt am Stichtag *) 

über folgendes Eigenkapital: 

I. Kapital € 

II. Kapitalrücklage € 

III. Gewinnrücklagen: € 

1. gesetzliche Rücklage € 

2. Rücklage für eigene Anteile € 

3. satzungsgemäße Rücklagen € 

4. andere Gewinnrücklagen € 

IV. Gewinnvortrag/Verlustvortrag € 

V. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag € 

Eigenkapital € 

Aufgrund der vorgelegten Unterlagen wird hiermit das ausgewiesene Eigenkapital bestätigt. 
Von der Ordnungsmäßigkeit der Unterlagen habe ich mich/haben wir uns überzeugt. 

Ort, Datum Stempel, Unterschrift einer zur unbeschränkten 
geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuersachen 
befugten Person (§ 3 StBerG) 
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Auszug aus der 

Berufszugangsverordnung für den Straßenpersonenverkehr (PBZugV) 
vom 15. Juni 2000 (BGBl. I S. 851), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 22.02.2013 (BGBl. I S. 347) 

§ 2 Finanzielle Leistungsfähigkeit

(1) Die finanzielle Leistungsfähigkeit im Sinne des
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 des Personenbeförderungsgesetzes
ist als gewährleistet anzusehen, wenn die finanziel-
len Mittel verfügbar sind, die zur Aufnahme und ord-
nungsgemäßen Führung des Betriebes erforderlich
sind. Sie ist zu verneinen, wenn
1. die Zahlungsfähigkeit nicht gewährleistet ist oder

erhebliche Rückstände an Steuern oder an Beiträ-
gen zur Sozialversicherung bestehen, die aus un-
ternehmerischer Tätigkeit geschuldet werden;

2. beim Verkehr mit Taxen und Mietwagen das Ei-
genkapital und die Reserven des Unternehmens
weniger betragen als ein Viertel der in Artikel 7
Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1071/2009 genannten Beträge je eingesetztem
Fahrzeug.

(2) Die finanzielle Leistungsfähigkeit wird durch Vor-
lage folgender Bescheinigungen nachgewiesen:
1. von Bescheinigungen in Steuersachen des Finanz-

amtes sowie Unbedenklichkeitsbescheinigungen
der Gemeinde, der Träger der Sozialversicherung
und der Berufsgenossenschaft, wobei die Stich-
tage dieser Bescheinigungen zum Zeitpunkt der
Antragstellung nicht länger als drei Monate zu-
rückliegen dürfen, sowie

2. einer Eigenkapitalbescheinigung eines Wirt-
schaftsprüfers, vereidigten Buchprüfers, Steuer-
beraters, Steuerbevollmächtigten, Fachanwalts
für Steuerrecht, einer Wirtschaftsprüfungs-,
Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft
oder eines Kreditinstituts nach dem Muster der
Anlage 1. Ist das Unternehmen nach § 316 Abs. 1
des Handelsgesetzbuchs von einem Abschluss-
prüfer geprüft worden, bedarf es der Bescheini-
gung des Abschlussprüfers, der den Jahresab-
schluss geprüft hat. Bei Unternehmen des Taxen- 
und Mietwagenverkehrs, die keinen Jahresab-
schluss vorlegen können, ist eine von den vorge-
nannten Stellen bestätigte Vermögensübersicht
vorzulegen. Der Stichtag der Eigenkapitalbeschei-
nigung oder der Vermögensübersicht darf zum
Zeitpunkt der Antragstellung nicht länger als ein
Jahr zurückliegen.

Der Zeitpunkt der Antragstellung im Sinne der Num-
mern 1 und 2 ist der Zeitpunkt, zu dem der Behörde 

sämtliche Antragsunterlagen einschließlich der er-
forderlichen Nachweise vorliegen. 
(3) Als Reserven können dem nach Absatz 2 Nr. 2
nachgewiesenen Eigenkapital hinzugerechnet wer-
den:
1. die nicht realisierten Reserven in Höhe des Unter-

schiedsbetrages zwischen ihrem Buch- und ihrem
Verkehrswert,

2. Darlehen sowie Bürgschaften, soweit sie in einer
Krise des Unternehmens nach der Überschul-
dungsbilanz wie Eigenkapital zur Befriedigung der
Unternehmensgläubiger zur Verfügung stehen,
insbesondere Darlehen oder Bürgschaften, so-
weit für sie ein Rangrücktritt erklärt worden ist,

3. der Verkehrswert der im Privatvermögen eines
persönlich haftenden Unternehmers vorhande-
nen Vermögensgegenstände, soweit sie unbelas-
tet sind, und

4. die zu Gunsten des Unternehmens beliehenen
Gegenstände des Privatvermögens der Gesell-
schafter von Personengesellschaften in Höhe der
Beleihung.

Der Nachweis über das Vorliegen der Nummern 1 bis 
4 ist zu erbringen durch Vorlage einer Bescheinigung 
eines Wirtschaftsprüfers, vereidigten Buchprüfers, 
Steuerberaters, Steuerbevollmächtigten, Fachan-
walts für Steuerrecht, einer Wirtschaftsprüfungs-, 
Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft o-
der eines Kreditinstituts nach dem Muster der An-
lage 2 (Zusatzbescheinigung). Absatz 2 Nr. 2 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 
(4) Im Zweifelsfall kann die zuständige Behörde ver-
langen, dass der Antragsteller ihr diejenigen Unterla-
gen vorlegt, auf Grund derer die Eigenkapitalbe-
scheinigung oder die Vermögensübersicht im Sinne
des Absatzes 2 Nr. 2 und die Zusatzbescheinigung im
Sinne des Absatzes 3 Satz 2 erstellt wurden.
(5) Beim Verkehr mit Kraftomnibussen besitzt der
Unternehmer die erforderliche finanzielle Leis-
tungsfähigkeit, wenn er die Voraussetzungen des
Artikels 7 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 er-
füllt.
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Auszug aus der 

VERORDNUNG (EG) Nr. 1071/2009 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
vom 21. Oktober 2009 

(EU-ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 57) 
zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur 

Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates 

Artikel 7 

Voraussetzungen bezüglich der Anforderung 
der finanziellen Leistungsfähigkeit 

(1) Um die Anforderung nach Artikel 3 Absatz 1
Buchstabe c zu erfüllen, muss ein Unternehmen je-
derzeit in der Lage sein, im Verlauf des Geschäftsjah-
res seinen finanziellen Verpflichtungen nachzukom-
men. Zu diesem Zweck weist das Unternehmen an-
hand der von einem Rechnungsprüfer oder einer
ordnungsgemäß akkreditierten Person geprüften
Jahresabschlüsse nach, dass es jedes Jahr über ein Ei-
genkapital und Reserven in Höhe von mindestens
9 000 EUR für nur ein genutztes Fahrzeug und
5 000 EUR für jedes weitere genutzte Fahrzeug ver-
fügt.

Für die Zwecke dieser Verordnung wird der Wert des 
Euro in den Landeswährungen der nicht an der drit-
ten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion teil-
nehmenden Mitgliedstaaten jährlich festgesetzt. Da-
bei werden die am ersten Arbeitstag im Oktober gel-
tenden und im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlichten Wechselkurse zugrunde gelegt. Sie 
treten am 1. Januar des darauffolgenden Kalender-
jahres in Kraft. 

Für die in Unterabsatz 1 genannten Buchungsposten 
gelten die Definitionen der Vierten Richtlinie 

78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 aufgrund 
von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g des Vertrags 
über den Jahresabschluss von Gesellschaften be-
stimmter Rechtsformen (1). 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die zuständige
Behörde als Nachweis der finanziellen Leistungsfä-
higkeit eines Unternehmens eine Bescheinigung wie
etwa eine Bankbürgschaft oder eine Versicherung,
einschließlich einer Berufshaftpflichtversicherung ei-
ner oder mehrerer Banken oder anderer Finanzinsti-
tute einschließlich von Versicherungsunternehmen,
die eine selbstschuldnerische Bürgschaft für das Un-
ternehmen über die in Absatz 1 Unterabsatz 1 ge-
nannten Beträge darstellen, gelten lassen oder ver-
langen.

(3) Bei den in Absatz 1 genannten Jahresabschlüssen
bzw. der in Absatz 2 genannten Bürgschaft, die zu
überprüfen sind, handelt es sich um jene der wirt-
schaftlichen Einheit, die im Mitgliedstaat, in der die
Zulassung beantragt worden ist, niedergelassen ist
und nicht um jene eventueller anderer, in einem an-
deren Mitgliedstaat niedergelassener Einheiten.

_____ 
(1) ABl. L 222 vom 14.8.1978, S. 11.
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